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  BdPiD c/o Józef Galiński,...
        BdPiD  c/o Andrzej Głowacki,...
Herr Michael Müller
Der Regierende Bürgermeister von Berlin

Senatskanzlei

Berliner Rathaus

10178 Berlin
Berlin,25.01.2015.

                                                   A N T R A G

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

wir möchten Ihnen viel Erfolg wünschen bei der Ausübung Ihres nicht leichten Amtes als Oberbürgermeister von Berlin. Ihr Vorgänger ist nach 13 Jahren gegangen und hatte Ihnen viele unerledigte Angelegenheiten hinterlassen. Trotz unserer wiederholten Bitten hatte er nie mit uns eine sachliche Diskussion aufgenommen. Nie kam es mit Herrn Wowereit oder anderen Landesbeamten zum Treffen mit den Antragstellern. Herrn Wowereit  wollte  nicht den Bund der Polen in Deutschland e.V. „Rodło“ helfen.
Sie, Herr Oberbürgermeister, und andere führende deutsche Politiker sind Mitglieder der SPD, der Partei, die gegen die Ideologie der deutschen Nationalsozialisten  war und darunter gelitten hat. 
 Ohne Probleme seitens der Bundesrepublik Deutschland bekommen, zu Recht, „unsere älteren Brüder im Glauben“ Entschädigungen. In den Jahren 2014-17 belaufen sie sich auf 772 Millionen Euro.

Quelle:http://www.spiegel.de/politik/ausland/deutschland-zahlt-772-millionen-euro-fuer-pflege-von-holocaust-opfern-a-902481.html

Wir möchten gleich behandelt werden unter Beachtung der gleichen Prinzipien und Gesetzen, wie „unsere älteren Brüder im Glauben“ behandelt werden.

Wie die Mitglieder der SPD, so auch Mitglieder des Bundes der Polen in Deutschland e.V. „Rodło“ waren durch die deutschen Nationalsozialisten verfolgt und ihres Vermögens beraubt. Wir erinnern, dass aufgrund des Schandhaften Dekrets des Kriegsverbrechers Hermann Göring vom 27.02.1940 das ganze Vermögen des Bundes konfisziert wurde. 
Wir möchten darauf hinweisen, dass im Jahr 2013 und 2014  kein Treffen des Runden Tisches stattgefunden hat, obwohl der Paragraph V der Vereinbarung v. 12.06.2011 deutlich darüber spricht und zur Durchführung einer solchen Sitzung verpflichtet.
Wir bitten um ein Treffen, so schnell wie möglich, mit einem Landesbeauftragten für die Zusammenarbeit mit den deutschen Bürgern polnischer Herkunft und den Polen in Deutschland und ihren Organisationen (die gemeinsame Erklärung Punkt 2 Verweisungszeichen 8 des Runden Tisches vom 12.06.2011). Das Ziel des Treffens ist die Erörterung der technischen Fragen der Gründung des Büros des Bundes der Polen in Deutschland e.V. in Berlin und das Datum seiner Eröffnung.

Wir bitten, uns nicht an weitere Bundesbeamte zu schicken. Diese Angelegenheit zu lösen liegt in Ihrer Befugnis.

Wir hoffen auf eine positive Antwort und verbleiben 

mit freundlichen Grüssen

Mitglieder der Bund der Polen in Deutschland e.V. „Rodło“ (der polnischen Minderheit in Deutschland). 

Krystyna Weinreich            Józef Galiński                                   Andrzej Głowacki 
